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Gericht 

Asylgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

22.10.2009 

Geschäftszahl 

E12 260018-0/2008 

Spruch 

E12 260.018-0/2008-11E 
 

ERKENNTNIS 
 

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. Isabella ZOPF als Vorsitzende und den Richter Dr. Markus 
STEININGER als Beisitzer im Beisein der Schriftführerin Fr. MITTERMAYR über die Beschwerde des mj. 
XXXX, StA. Armenien, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 12.04.2005, FZ. 05 01.368-BAG, nach 
Durchführung einer öffentlichen mündlichen Verhandlung am 24.11.2008 zu Recht erkannt: 
 

I. Die Beschwerde wird hinsichtlich der Spruchpunkte I. und II. gemäß §§ 7,8 Abs. 1 Asylgesetz 1997, BGBl. I 
Nr. 76/1997, als unbegründet abgewiesen. 
 

II. Spruchpunkt III. wird gemäß § 8 Abs. 2 Asylgesetz 1997 ersatzlos behoben. 

Text 

Entscheidungsgründe: 
 

Der Beschwerdeführer (BF), ein Staatsangehöriger von Armenien, stellte am 31.1.2005 durch seine Mutter und 
gesetzliche Vertreterin beim Bundesasylamt (BAA) einen Antrag gemäß § 3 Asylgesetz. 
 

Als Begründung für das Verlassen des Herkunftsstaates brachte die Mutter im Wesentlichen vor, sie sei 
geflüchtet, weil ihr Mann Probleme gehabt habe. Dieser sei von Privatpersonen verfolgt und bedroht worden. 
Eigene Fluchtgründe hätten weder sie noch ihr Sohn. 
 

Weiters gab sie an, die gesetzliche Vertretung des BF im Asylverfahren wahrzunehmen. 
 

Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 12.4.2005 (in weiterer Folge als "angefochtener Bescheid" bezeichnet) 
wurde der Asylantrag des BF abgewiesen und die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung nach 
Armenien für zulässig erklärt. In Spruchpunkt III wurde gleichzeitig die Ausweisung des BF verfügt. 
 

Gegen diesen Bescheid, der der Mutter des BF am 13.4.2005 persönlich zugestellt wurde, wurde mit Schriftsatz 
vom 26.4.2005 Berufung [jetzt Beschwerde] erhoben. Hinsichtlich des Inhaltes der Beschwerde wird auf den 
Akteninhalt (VwGH 16. 12. 1999, 99/20/0524) verwiesen. 
 

Am 24.11.2008 wurde vor dem nunmehr zuständigen Asylgerichtshof eine öffentliche mündliche Verhandlung 
durchgeführt. Beweis wurde erhoben durch Einsichtnahme in die Verwaltungsakten des BF und seiner Familie, 
die ergänzende Einvernahme der Eltern als Parteien und Erörterung der der Verhandlungsschrift vom 24.11.2008 
angeschlossenen Erkenntnisquellen. 
 

Hinsichtlich des weiteren Verfahrensherganges bzw. des Vorbringens im Detail wird auf den Akteninhalt 
verwiesen. 
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II. Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

Der festgestellte Sachverhalt steht aufgrund der außer Zweifel stehenden Aktenlage fest. 
 

Der BF brachte am 31.1.2005 durch die Mutter und gesetzliche Vertreterin einen Asylantrag ein. 
 

Außer dem BF befinden sich noch dessen Eltern und 1 Schwester in Österreich. 
 

Es kann nicht festgestellt werden, dass der BF asylrelevanten Übergriffen im Herkunftsland ausgesetzt war. 
Insbesondere konnten keinerlei Fluchtgründe im Sinne des § 7 Asylgesetz 1997 bzw. Art. I Abschnitt A Ziffer 2 
Genfer Flüchtlingskonvention glaubhaft gemacht werden. 
 

Es konnten im konkreten Fall auch keine stichhaltigen Gründe für die Annahme festgestellt werden, dass der BF 
Gefahr liefe, in Armenien einer unmenschlichen Behandlung oder Strafe oder der Todesstrafe bzw. einer 
sonstigen konkreten individuellen Gefahr unterworfen zu werden. 
 

Es kann auch nicht festgestellt werden, dass der BF im Falle der Rückkehr nach Armenien in eine 
existenzgefährdende Notsituation geraten würde. 
 

Die BF leidet unter keiner Erkrankung, die ein Abschiebehindernis iSv Artikel 3 EMRK darstellen würde. 
 

Zur Zuständigkeit des Asylgerichtshofes: 
 

Artikel 151 Abs. 39 Z. 1 und 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) lauten: 
 

(39) Art. 10 Abs. 1 Z 1, 3, 6 und 14, Art. 78d Abs. 2, Art. 102 Abs. 2, Art. 129, Abschnitt B des (neuen) 
siebenten Hauptstückes, Art. 132a, Art. 135 Abs. 2 und 3, Art. 138 Abs. 1, Art. 140 Abs. 1erster Satz und Art. 
144a in der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. I Nr. 2/2008 treten mit 1. Juli 2008 in Kraft. Für den 
Übergang zur neuen Rechtslage gilt: 
 

Z 1: Mit 1. Juli 2008 wird der bisherige unabhängige Bundesasylsenat zum Asylgerichtshof. 
 

Z 4: Am 1. Juli 2008 beim unabhängigen Bundesasylsenat anhängige Verfahren sind vom Asylgerichtshof 
weiterzuführen. 
 

Gemäß § 61 (1) AsylG 2005 BGBl I Nr. 100/2005 idF BGBl I Nr. 4/2008 entscheidet der Asylgerichtshof in 
Senaten oder, soweit dies in Abs. 3 vorgesehen ist, durch Einzelrichter über 
 

1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und 
 

2. [.....] 
 

(2) [.....] 
 

(3) Der Asylgerichtshof entscheidet durch Einzelrichter über Beschwerden gegen 
 

1. zurückweisende Bescheide 
 

[......] 
 

2. die mit diesen Entscheidungen verbundene Ausweisung. 
 

(4) Über die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde entscheidet der für die Behandlung 
der Beschwerde zuständige Einzelrichter oder Senatsvorsitzende. 
 

Gemäß § 23 Absatz 1 des Bundesgesetzes über den Asylgerichtshof, BGBl. I, Nr. 4/2008 (Asylgerichtshofgesetz 
- AsylGHG) idF BGBL. I Nr. 147/2008, sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 
100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen 
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Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an 
die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt, weshalb im gegenständlichen Fall im hier 
ersichtlichen Umfang das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 - AVG, BGBl. Nr. 51 zur Anwendung 
gelangt. 
 

Gemäß § 66 Abs 4 AVG idgF hat der Asylgerichtshof [Berufungsbehörde], sofern die Beschwerde [Berufung] 
nicht als unzulässig oder verspätet zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er [sie] ist 
berechtigt, sowohl im Spruch als auch hinsichtlich der Begründung (§ 60) seine [ihre] Anschauung an die Stelle 
jener der Unterbehörde zu setzen und demgemäß den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuändern. 
 

Gem. § 75 (1) des Asylgesetzes 2005, BGBl I Nr. 100/2005 (AsylG 2005) idgF sind alle am 31. Dezember 2005 
anhängigen Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu Ende zu führen. § 44 AsylG 1997 gilt. 
Die §§ 24, 26, 54 bis 57 und 60 dieses Bundesgesetzes sind auf diese Verfahren anzuwenden. § 27 ist auf diese 
Verfahren mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Behörde zur Erlassung einer Ausweisung zuständig ist und 
der Sachverhalt, der zur Einleitung des Ausweisungsverfahrens führen würde, nach dem 31. Dezember 2005 
verwirklicht wurde. § 57 Abs. 5 und 6 ist auf diese Verfahren mit der Maßgabe anzuwenden, dass nur 
Sachverhalte, die nach dem 31. Dezember 2005 verwirklicht wurden, zur Anwendung dieser Bestimmungen 
führen. 
 

Gemäß § 44 Abs. 1 AsylG 1997 idF BGBl. I Nr. 101/2003, werden Verfahren zur Entscheidung über 
Asylanträge und Asylerstreckungsanträge, die bis zum 30. April 2004 gestellt wurden, nach den Bestimmungen 
des Asylgesetzes 1997, BGBl. I Nr. 76/1997 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 126/2002 geführt. 
 

Gemäß § 44 Abs. 3 leg cit sind die §§ 8, 15, 22, 23 Abs. 3,5 und 6, 36, 40 und 40 a in der Fassung BGBl. I Nr. 
101/2003 auch auf Verfahren gemäß Abs. 1 anzuwenden. 
 

Gegenständliches Verfahren war am 31.12.2005 anhängig, weshalb es nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 
1997, BGBl. I Nr. 76/1997 zu Ende zu führen war. 
 

Rechtliche Beurteilung 
 

Gemäß § 10 AsylG 1997 stellen Familienangehörige (§ 1 Z.6) eines 
 

1. Asylberechtigten, 
 

2. subsidiär Schutzberechtigten oder 
 

3. Asylwerbers 
 

einen Antrag auf Gewährung desselben Schutzes. Für Ehegatten gilt dies nur dann, wenn die Ehe spätestens 
innerhalb eines Jahres nach der Einreise des Fremden geschlossen wird, der den ersten Asylantrag eingebracht 
hat. 
 

Asylanträge von Familienangehörigen sind gesondert zu prüfen, die Verfahren sind unter einem zu führen und es 
erhalten alle Familienangehörigen den gleichen Schutzumfang 
 

Gemäß § 7 Asylgesetz 1997 hat die Behörde Asylwerbern auf Antrag mit Bescheid Asyl zu gewähren, wenn 
glaubhaft ist, dass ihnen im Herkunftsstaat Verfolgung (Art. I Abschnitt A Z 2 der Genfer Flüchtlingskonvention 
( GFK) droht und keiner der in Art. 1 Abschnitt C oder F der Genfer Flüchtlingskonvention genannten 
Endigungs- oder Ausschlussgründe vorliegt. 
 

Flüchtling nach der GFK ist, wer sich aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, 
Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu 
werden, außerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder in Hinblick auf diese Furcht nicht 
gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen. 
 

Eine Furcht kann nur dann wohlbegründet sein, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter 
Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob 
sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft 
begabte Person in dieser Situation aus Konventionsgründen fürchten würde (VwGH 9.5.1996, Zl.95/20/0380). 
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Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die vom Staat zu schützende 
persönliche Sphäre des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensität liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die 
Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates zu begründen. Die Verfolgungsgefahr 
steht mit der wohlbegründeten Furcht in engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegründeten 
Furcht. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maßgeblichen 
Wahrscheinlichkeit droht, die entfernte Möglichkeit einer Verfolgung genügt nicht (z.B. VwGH vom 
19.12.1995, Zl. 94/20/0858, VwGH vom 14.10.1998. Zl. 98/01/0262). Die Verfolgungsgefahr muss nicht nur 
aktuell sein, sie muss auch im Zeitpunkt der Bescheiderlassung vorliegen (VwGH 05.06.1996, Zl. 95/20/0194). 
 

Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in den in der Genfer Konvention genannten Gründen haben und muss 
ihrerseits Ursache dafür sein, dass sich die betreffende Person außerhalb ihres Heimatlandes befindet. 
 

Da sowohl der Asylantrag des Vaters des BF als auch der auf dessen Fluchtgründe gestützte Asylantrag der 
Mutter und gesetzlichen Vertreterin des BF mit Erkenntnis vom heutigen Tag abgewiesen wurden, konnte auch 
dem Antrag des BF kein Erfolg beschieden sein. 
 

Gemäß § 8 Abs. 2 Asylgesetz 1997 hat die Behörde den Bescheid mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn der 
Asylantrag abgewiesen ist und die Überprüfung gem. § 8 Abs. 1 ergeben hat, dass die Zurückweisung, 
Zurückschiebung oder Abschiebung in den Herkunftsstaat zulässig ist. 
 

In den Verfahren der Eltern und der Schwester des BF war aufgrund der anzuwendenden Rechtslage nicht über 
eine Ausweisung abzusprechen; dies wird vielmehr Angelegenheit der sachlich und örtlich zuständigen 
Fremdenpolizeibehörde sein. Der - obendreinerst 4-jährige BF liefe daher Gefahr, als einziges Familienmitglied 
der Familie nach Armenien abgeschoben zu werden. Da eine derartige Vorgehensweise nach der ständigen 
Judikatur nicht zulässig ist, war Spruchpunkt III ersatzlos zu beheben. Die Entscheidung über eine Ausweisung 
wird von der Fremdenpolizeibehörde für alle Familienmitglieder gemeinsam zu treffen sein. Der Vollständigkeit 
halber sei erwähnt, dass eine Ausweisung auch herkunftsstaatbezogen zu erfolgen gehabt hätte. 


